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Der Prozess um die Mall of Berlin 

Mall of Shame verhandlungsunfähig
Von Peter Nowak

Die sieben rumänischen Arbeiter, die auf der Baustelle der Mall of Berlin am
Leipziger Platz gearbeitet haben und denen ein Großteil ihres Lohns nie
ausgezahlt wurde, müssen weiter auf ihr Geld warten.

Am 16. Juli sollten zwei der sieben Klageverfahren gegen die Openmallmaster GmbH
(OMM), ein Subunternehmen beim Bau der Mall of Berlin, vor dem Berliner Arbeitsgericht
stattfinden. Doch der Prozess wurde nach kurzer Zeit verschoben. »Der vom Gericht
geladene Dolmetscher war kurzfristig erkrankt. Der für ihn erschienene Vertreter war nicht
vereidigt«, schrieb der Berliner Rechtsanwalt Sebastian Kunz in einer Pressemitteilung.
Der Arbeitsrechtler ist einer der Anwälte der rumänischen Beschäftigten. Zudem war auch
der Geschäftsführer der OMM, dessen Erscheinen vom Gericht angeordnet worden war,
nicht zur Verhandlung gekommen. Er ließ durch seinen Anwalt mitteilen, er sei
verhandlungsunfähig erkrankt. In der kurzen Verhandlung stritt der Anwalt alle Vorwürfe
gegen das Unternehmen seines Mandanten ab. OMM habe lediglich einen Bauleiter auf der
Baustelle im Einsatz gehabt und alle Arbeiten durch Subunternehmen ausführen lassen.

»Rechtlich ist das möglich. Aber ist das praktikabel und glaubwürdig?«, schreibt die
Basisgewerkschaft Freie Arbeiterinnen- und Arbeiter-Union (FAU) auf ihrer Homepage. Die
geprellten Arbeiter haben mit Unterstützung der FAU den Rechtsweg beschritten. Das
dauert nun bereits mehr als acht Monate und noch immer haben sie ihren Lohn nicht
bekommen. Im Oktober 2014 wandten sich die Arbeiter zunächst an den DGB Berlin-
Brandenburg. Dessen »Beratungsbüro für entsandte Beschäftigte« nahm Kontakt mit dem
Generalunternehmer der Baustelle, der Firma Fettchenhauer Controlling & Logistic, auf
und schrieb Geltendmachungen. Außer Abschlagszahlungen, die nur einen Bruchteil des
vorenthaltenen Lohnes ausmachten, konnten die Bauarbeiter auf diesem Weg allerdings
nichts erreichen. Sie hatten weder Arbeitsverträge noch Gewerbescheine – das macht die
Durchsetzung ihrer Ansprüche schwierig. Einige nahmen die Abschlagszahlungen und
unterzeichneten zudem eine vom Unternehmen vorbereitete Erklärung, nach der sie auf
weitere rechtliche Schritte verzichten sollten. Sieben Beschäftigte beharrten darauf, ihren
vollen Lohn zu erhalten, und wollten für diese Forderung kämpfen. Erst nachdem sie sich
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an die FAU wandten, traten sie unter der Parole »Mall of Berlin – auf Ausbeutung gebaut«
auch an die Öffentlichkeit. Da die Beschäftigten trotz des positiven Presseechos auf die
Kundgebungen und Demonstrationen vom Dezember 2014 nicht erreichten, dass ihnen
die vorenthaltenen Löhne ausgezahlt wurden, reichten sie schließlich die Klagen vor dem
Arbeitsgericht ein, über die noch immer nicht entschieden ist.
»Sie haben die Arroganz der Macht, doch sie haben nicht mit unserer Bereitschaft zum
Widerstand gerechnet. Was das Aufgeben betrifft, da haben sie bei uns keine Chance«,
sagte einer der klagenden Arbeiter selbstbewusst. Wenn die Beschäftigten auch noch
immer auf ihren Lohn warten müssen, so haben sie doch schon einen wichtigen Erfolg
errungen. Der Kampf um die ausstehenden Löhne hat gezeigt, dass ausländische
Lohnabhängige in Deutschland nicht rechtlos sind und sich wehren können. »Es gibt viele
solcher Fälle. Nur leider sind die Betroffenen nur selten in der Lage, sich zu wehren«, sagt
eine Mitarbeiterin von Amaro Foro, einer Organisation von in Berlin lebender Roma-
Jugendlicher. Das Leben vieler Arbeitsmigranten aus Osteuropa sei von ständiger
Verunsicherung geprägt. Die erstrecke sich nicht nur auf die Löhne und
Arbeitsbedingungen. Sie würden in den Jobcentern benachteiligt, seien oft von
medizinischer Versorgung ausgeschlossen und müssten wegen rassistischer
Diskriminierung auf dem Wohnungsmarkt oft in »teuren Schrottimmobilien« wohnen.

Nicht zuletzt fehlt es den Betroffenen oft an Kontakten zu Organisationen und Initiativen,
die sie im Widerstand unterstützen könnten. Das zeigte sich erst vor einigen Wochen
wieder, als eine Gruppe rumänischer und bulgarischer Wanderarbeiter in den Fokus der
Berliner Medien und einer Nachbarschaftsinitiative im grünbürgerlichen Stadtteil
Schöneberg geriet (Jungle World 23/2015). Dass die Arbeiter horrende Mieten für
slumähnliche Behausungen bezahlten, war freilich nicht Anlass der Aufregung, sondern
dass sie angeblich nicht in den Stadtteil passten. Passend dazu wird im Umgang mit den
Arbeitern von OMM nicht der an ihnen begangene Lohnbetrug skandalisiert – es wird ihnen
vorgeworfen, nicht arbeiten zu wollen. Auch die Dolmetscherin und Schriftstellerin Eva
Ruth Wemme, die rumänische Migranten längere Zeit auf die Ämter begleitete und
darüber das im Verbrecher-Verlag erschienene Buch »Meine 7 000 Nachbarn« geschrieben
hat, berichtet von systematischer Entrechtung von Roma durch Vermieter und
Arbeitgeber.
Positiv lässt sich zumindest festhalten: Der Lohnkampf gegen die Mall of Berlin hat die
Roma als Menschen, die um ihre Rechte als Beschäftigte kämpfen, sichtbar und kenntlich
gemacht. Ihr Kampf um die ausstehenden Löhne könnte Perspektiven für einen
transnationalen Gewerkschaftskampf aufzeigen. Mittlerweile ist die »Foreigners«-Sektion
der FAU zum Anlaufpunkt für Beschäftigte aus verschiedenen Ländern geworden, die in
Deutschland um ihren Lohn oder um bessere Arbeitsbedingungen kämpfen. Auch in
verschiedenen DGB-Gewerkschaften setzen sich Mitglieder dafür ein, dass Geflüchtete
Mitglieder werden können. Dem Gewerkschaftstag von Verdi liegen entsprechende
Anträge vor.
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